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Verordnung des UVEK über die Änderung von Anhang 2 Ziffer 11 Absatz 3 der Gewässerschutzver-
ordnung
Vernehmlassung des Kantons Schwyz

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 26. November 2025 hat das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation (UVEK) den Kantonsregierungen die Unterlagen zur Änderung von An-
hang 2 Ziffer 11 Absatz 3 der Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (GSchV,
SR 814.201) zur Vernehmlassung bis 12. März 2026 unterbreitet.

Der Kanton Schwyz nimmt wie folgt Stellung dazu:

Die Verordnungsänderung wird als sinnvoll sowie zweckmässig beurteilt und im Grundsatz begrüsst.
Um einen rechtssicheren Vollzug zu gewährleisten, bedarf es jedoch noch Konkretisierungen.

Anmerkungen zur Vorlage

Bei der Festlegung von Grenzwerten für Pflanzenschutzmittel in Gewässern ist dem Schutz sauberer
Gewässer als zentrales Umweltziel Rechnung zu tragen. Mit dem mehrstufigen Vorgehen zur Evalua-
tion der Stoffe, für welche neue Grenzwerte festgelegt werden, wurde ein praxisorientiertes Vorgehen
gewählt. Zudem wird davon ausgegangen, dass auch die Auswirkungen von solchen Werten auf das
Grundwasser abgeschätzt wurden.
Gleichzeitig soll auch die Bedeutung der inländischen Nahrungsmittelproduktion, die Ernährungs-
sicherheit sowie die Ziele der Ernährungsstrategie angemessen berücksichtigt werden. Es ist zu ver-
meiden, dass durch unverhältnismässige Reglementierungen die landwirtschaftliche Produktion in
der Schweiz eingeschränkt oder verunmöglicht und dadurch Umweltbelastungen ins Ausland verla-
gert werden. Die Schweiz soll eine Vorbildfunktion einnehmen, indem eine rationelle landwirtschaft-
liche Produktion mit minimaler Umweltwirkung ermöglicht wird. Beide Interessen sind ausgewogen



- 2 -

zu berücksichtigen und es sind praxistaugliche Alternativen im Pflanzenschutz anzubieten, bevor be-
deutende Einschränkungen der landwirtschaftlichen Produktion angeordnet werden.
Mit der erweiterten Stoffliste erhöht sich der Ressourcenaufwand für das Gewässermonitoring dieser
Stoffe. Eine Erhöhung des Ressourcenbedarfs ergibt sich darüber hinaus durch die Annahme der
Motion Müller «24.4589 Realistisches Monitoring für den Gewässerschutz», womit die Untersu-
chungsdauer verlängert werden muss, bevor Massnahmen (Überprüfung Pestizidzulassung) ergriffen
werden können. Unklar ist hierbei, ob der Bund gemäss Art. 57 GSchG die Erhebungen dieser neu
aufgeführten Stoffe durchführt oder ob dies den Kantonen im Sinne von Art. 58 GSchG zugewiesen
werden soll. Nebst dem, durch den Bund finanzierten, schweizweiten Monitoring der Oberflächenge-
wässer (NAWA) erheben auch Kantone eigenständig organische Pestizide und Arzneimittel in Ober-
flächengewässern. Die Ergänzung des NAWA-Untersuchungsprogramms mit den neu aufgeführten
Stoffen wird als zielführend erachtet.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Herr Bundesrat, unse-
rer vorzüglichen Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates:

Michael Stähli Dr. Mathias E. Brun
Landammann Staatsschreiber


